
Sehr geehrte Damen und Herren,

wer im europäischen Ausland wohnt oder plant, wegzuziehen oder sich auch

länger dort aufzuhalten gedenkt, sollte baldmöglichst seine Nachlassplanung

prüfen und über eine Neugestaltung nachdenken. Grund dafür ist die Euro-

päische Erbrechtsverordnung, die ab dem 17. August 2015 gilt und ganz neue

Begelungen nach sich zieht.

Wer ein Grundstück kauft, muss neben dem Kaufpreis noch Kosten für Notac

für das Grundbuchamt und die Grunderwerbsteuer aufbringen. Diese beträgt
in einigen Bundesländern inzwischen 6,5 o/o, sodass es wissenswert ist, welche

Aufwendungen in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen sind.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen

Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

U mlan greich er Erbbau rechtsvertra g

kann zur Zwangsbetriebsaufgabe
bei Betriebsverpachtun g fü hren
Bei der Verpachtung eines Gewerbe-
betriebs stellt sich die Frage, ob dies
zu einer Zwangsbetriebsaufgabe und

somit zur Aufdeckung der stillen Re-

serven f ührt oder zum Wahlrecht f Ür

einen sog. ruhenden Gewerbebetrieb,
der nicht zur Zwangsbetriebsaufgabe
führt. Letzteres ist dann der Fall, wenn
derVerpächter zwar seine werbende
Tätigkeit einstellt, aber entweder den

Betrieb im Ganzen als geschlossenen
Organismus oder zumindest alle we-
sentlichen Betriebsgrundlagen verpach-

tet und gegenüber dem Finanzamt
nicht eindeutig die Betriebsaufgabe er-

klärt. ln dlesem Fall wird davon aus-

Steu erart

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

I Für d€n abgelaufenen Monat, beiVierteliahreszahlern für
das abgelautene Kalenderviedel jahr

2 Für den abgelaufenen Monat.
3 Für den abgelaufensn Monat. bei Dauerfristverlängerung

für den vorletzten Monat, bei Vi€rteljahrevahlern {ohne
Dauerfristverlängerung) für das vorangegangene Kalen-
dervierteljahr.

4 Für den abgglaul€nen Monat, bei Dauerfristverlängerung
für den vorletzten Monal. boiVieneljahreszahlern mit
Dauerlristverlängerung für das vorangegangene Kalen
deryierieljah.

5 Umsalzsteueryoranm€ldungen und Lohnsteueranmel
dungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektroni*hem
Weg) abgegeben werden. Fällt der'10. auf einen Samstag,
Sonntag oder Fsiertag, ist der nächsteWerktag der Stich'
la€. Bei €iner Säumnis der Zahlung bis zu dreiTagen wet

den keine Säumnisu*hlä9e erhoben Eine UbeMeisJng
mus so frühzeitig e.folgen. dass die Wertslellung auf
dem Konto des Finanzamts amTag der Fälligkeit erfolgt.

5 8ei Zahlung durc}l Scheck ist zu beachten, dass die
Zahlung erit dreiTage nach Eingang dBs Schecks beim
Finanzmt als erfolgt gilt. Es sollte stattdBssen eine Ein

zugsermächtigung e.teilt w€rden.
f Oie fättlgkeirsiegelungen dgr Soziaiversicherungsbeiträge

sind einheitlidr auf d€n drittletzten Bankarbeitstag des

laufenden IUonats vorgezogen worden. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, eÄpfiehlt sich das Lastschrift'
verfahrin. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher
Abgabetermin für die Bsiißgsnachweise. Oiese müssen
da;n bis spätestens eei Arbeilstage vor Fälligkail ld. h.

am 2707"/i5.08.2015) an diejew€ilige Einzugsstelle über
mittelt werden. Regionale Besonderheiien bzgl. der Fällig-

keii€n sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuciführung
durch exter; Eeauftragte erledigt, scllten die Lohn'und
Gehaltsdalen eMa 'loTaga vor dem Fälligkeilslermin
an den Beauftragten übermittelt weiden. Dies gilt ins-

besondere, wen; die Fätligkeit auf einen l\lont3g odet
aul einenTag nach Feiertagen fälll.

Fälligkeit

Ende der Schonfrist
obiger Steuerarten
bei Zahlung durch:
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Grundsteuer

Ende der Schonfrist
obiger Steuerarten

bei Zahlung durch:

Überweisung
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Entfällt
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Entfällt
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17.08.2015 ?

17.08.2015

20.08.201 5

14.08.2015

Sozialversicherung a

Kaprtal ertragsteuer,
Solida ritätszuschlag

29.07.2015 27.08.2015

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer
sowie der daraut entfallende Solidaritätszuschlag
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung
an den Anteilseigner an das zuständig€ Finanzamt

abzuführen.
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gegangen, dass der Verpächter die
Absicht hat, den unterbrochenen Be-

trieb wieder aufzunehmen, sofern das
mit den vorhandenen Wirtschaftsgü-
tern möglich ist.

Bei diesen Wirtschaftsgütern muss
es sich aber um wesentliche Betriebs-
grundlagen handeln, die dem verpach-

teten Betrieb das Gepräge geben. Dem

Verpächter muss es objektiv möglich
sein, seinen Betrieb als solchen wieder
aufzunehmen und fortzuf ühren.

Dies ist nach einem Urteil des Bun-

desf inanzhofs aber dann nicht mög-
lich, wenn zulasten des verpachteten
Betriebsgrundstücks ein Erbbaurecht
zugunsten des Pächters bestellt wird,
das ihn ermächtigt, auf dem Grund-
stück ein vollkommen anderes Gebäu-

de zu errichten, in dem die Fortsetzung

des ursprünglichen Betriebs des Ver
pächters nicht möglich ist. Ein solcher
Erbbaurechtsvertrag f ührt zur Zwangs-

betriebsaufgabe und Aufdeckung der
stillen Reserven.

Hersteller manipulierbarer
Kassensystenre haften persönlich
für hinterzogene Steuern ihrer
Kunden
Beihilfe zur Steuerhinterziehung be-
geht, wer einem Steuerhinterzieher
zu dessen Tat vorsätzlich Hilfe leistet.
Die Hilfeleistung muss die Tat nur un-

terstützen, nicht erst ermöglichen. Der

Beitrag zur Steuerhinterziehung muss
jedoch objektiv geeignet sein, die Tat

zu fördern. Auch die Beihilfe zur Steu-

erhinterziehung ist strafbar.

Das Finanzgericht Rheinland Pfalz

entschied, dass der Geschäftsführer
einer Firma, die Kassensysteme nebst

Manipulationssoftware herstellt und

vertreibt, für die Steuern haftet, die ein

Kunde hinterzogen hat und nicht zah-

len kann.

lm Urteilsfall verkaufte eine Firma

dem lnhaber eines Eiscaf6s ein Kas-

sensystem nebst Manipulationssoft-
ware. Die Firma bot das KassensYs-

tem als völlig risikoloses lnstrument

zur VerkÜrzung von Steuern an. Der ln-

haber des Eiscaf6s nutzte das System

hemmungslos und hinterzog in erheb-

lichem Umfang Steuern.

Die Beihilfe zur Steuerhinterzie-
hung besteht im Streitfall darin, dass
die Firma ein komplettes System ver-
kauft hat mit dem Wissen, welche
Möglichkeiten dieses System bietet,
mit dem Ziel, eine Steuerverkürzung
zu ermöglichen.

Kein Mindestpensionsalter bei
Berechnung desTeilwerts einer
Pensionsrückstellung auf Grund
einer Versorgungszusage an
behenschenden Gesellschafter-
Geschäftsführer

Erteilt eine GmbH ihrem Gesell-
schafter-Geschäftsf ührer eine Pensi-
onszusage, muss sie für die künftigen
Zahlungen eine Rückstellung bilden.
Für die Berechnung des steuerlichen
Teilwerts der Pension srückstell ung sind
die Jahresbeträge zu Grunde zu legen,

die vom Beginn des Wirtschaftslahrs,
in dem das Dienstverhältnis begonnen
hat, bis zu dem in der Pensionszusage
vorgesehenen Zeitpunkt des Eintritts
des Versorgungsfalls rechnungsmäßig
aufzubringen sind. Entgegen der Auf-
fassung der Finanzverwaltung ist zur
Ermittlung des Teilwerts auch f ür die

Zusage gegenüber einem beherrschen-

den Gesel lschafter-Geschäftsf ührer ein

Mindestpensionsalter nicht anzusetzen.
(Ouelle: Beschluss des Bundesfinanz-
hofs)

Steuerf reie zah närztliche
Heilbehandlung
Heilbehandlungen des Zahnarnes sind

umsatzsteuerf rei. Dazu gehören auch

ästhetische Behandlungen, wenn die-

se Leistungen dazu dienen, Krankhei-

ten oder Gesundheitsstörungen zu dia-

gnostizieren, zu behandeln oder zu

heilen.

Nach Ansicirt des Bundesf i nanzhof s

sind Zahnaufhellungen (sog. Bleaching),

die ein Zahnarzt zur Beseitigung behand-

lungsbedingter Zahnverdunklungen vor-

nimmt, umsatzsteuerfreie Heilbehand-

lungen. lm entschiedenen Fall dienten

die Zahnau{hellungen dazu, die auf-

grund der Vorschädigung eingetretene

Verdunklung der Zähne zu behandeln.
Damit standen die Zahnaufhellungs-
behandlungen in einem sachlichen Zu-

sammenhang mit den vorherigen Be-

handlungen, weil sie deren negative
Auswirkungen beseitigten.

U msatzsteu erf reiheit
privater Kra nkenhausbetreiber
Betreiber privater Krankenhäuser kön-

nen sich nach einer Entscheidung des

Bundesfinanzhofs auf das Unionsrecht
beziehen und ihre Leistungen steuer-
frei erbringen, unabhänglg von sozial-
versicherungsrechtlichen Zulassungen.

Die Entscheidung hat große Bedeu-
tung für die Betreiber privater Kran-

kenhäuser. Deren Leistungen sind
nach den Regelungen des nationalen
Rechts nur steuerfrei, wenn es sich

um eine Hochschulklinik, ein in den
Krankenhausplan eines Landes aufge-
nommenes Krankenhaus oder um ein

Krankenhaus handelt, das über einen
Versorgungsvertrag mit den Verbänden

der gesetzlichen Krankenkassen ver-

fügt.
Damit steht die Steuerfreiheit unter

einem faktischen Bedarfsvorbehalt, da

die Kassenverbände Versorgungsver-

träge nur abschließen dürfen, wenn

dies für die bedarfsgerechte Kranken-

hausbehandlung der gesetzlich Ver-

sicherten erforderlich ist. Dieser Be-

darfsvorbehalt ist mit dem Unionsrecht

nicht vereinbar. Damit sich der Betrei-

ber eines Privatkrankenhauses auf die

Steuerfreiheit nach dem Unionsrecht

berufen kann, obwohl er keinen Versor-

gungsvertrag abgeschlossen hat, muss

er aber über eine Anerkennung verfü-
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gen. Diese kann sich daraus ergeben,
dass er in nicht unerheblichem Umfang
Patienten behandelt, die als gesetzlich

Versicherte Anspruch auf Kostenerstat-
tung haben oder beihilfeberechtigt sind.

Dies traf auf den Streitfall (Ouote über

35 o/ol zu.

Hinweis
Ob ein Berufen auf die Steuerfrei-
heit sinnvoll ist, sollte unter dem
Aspekt des Vorsteuerabzugs mit
dem Steuerberater geklärt werden.

Einbeziehung der Baukosten
in die Bemessungsgrundlage
der Grunderwerbsteuer
Bereits im Jahr 1991 hatte das Bundes-

verfassungsgericht entschieden, dass

die Rechtsprechung des Bundesfinanz-

hofs, nach der die Grunderwerbsteuer
beim Erwerb einer im Bauherrenmo-
dell errichteten Eigentumswohnung
nach den Gegenleistungen für den an-

teiligen Grund und Boden und für den

Bau der Wohnung zu bemessen ist,
nicht gegen Grundrechte des Grundge-

setzes verstÖßt.

Bemessungsgrundlage für die
Grunderwerbsteuer ist die Gegenleis-
tung, die sich z. B. aus dem Kauiver-

trag über ein Grundstück ergibt. Wenn
sich jedoch aus weiteren mit diesem

Rechtsgeschäft in einem rechtlichen

oder zumindest objektiv sachlichen Zu-

sammenhang stehenden Vereinbarun-
gen ergibt, dass der Erwerber das beim

Abschluss des Kaufvertrags unbebaute

Grundstück in bebautem Zustand er-

hält, bezieht sich der Erwerbsvorgang

auf diesen einheitlichen Erwerbsge-
genstand. Dies gilt insbesondere dann,

wenn der Käufer den Grundstücksver-

käufer oder einen vom GrundstÜcks-

verkäufer vorgeschlagenen Dritten

spätestens beim Abschluss des Kauf-

vertrags mit dem Bau beauftragt.

Der Bundesfinanzhof hat seine Recht-

sprechung bestätigt und klar gestellt,

welche Aufwendungen beim Kauf ei-

nes unbebauten Grundstücks in die Be-

messungsgrundlage der Grunderwerb-

steuer einzubeziehen sind, wenn sich

der Grundstücksverkäufer (zusätzlich)

zur Errichtung eines Rohbaus auf dem
Grundstück verpflichtet, und weitere
Baukosten durch Ausbauarbeiten an-

fallen, die aber vom Grundstuckskaufer
bei Dritten in Aultrag gegeben worden
sind:
I Die Ausbaukosten sind in die Be-

messungsgrundlage einzubeziehen,
wenn die vom Erwerber mit dem Aus-
bau beauft ragten Unternehmen bereits
beim Abschluss des Grundstückskauf-
vertrags zu r Veräußererseite gehörten
und dem Erwerber vor diesem Zeit-
punkt die Ausbauarbeiten konkret be-
nannt und zu einem im Wesentlichen
feststehenden Preis angeboten hatten
und der Erwerber dieses Angebot spä-

ter unverändert oder mit geringen Ab-
weichungen angenommen hat.

r Eigenleistungen und Aufwendun-
gen fürAusbaumaßnahmen, bei denen

es an einem derartigen in personeller,

inhaltlicher und finanzieller Hinsicht
konkreten Angebot vor Abschluss des

Kaufvertrags fehlt, werden nicht in die

Bemessungsgrundlage der Grunder-
werbsteuer einbezogen.

Eu ropä ische Erbrechtsverord-
nung gilt ab 17.08.2015

Ab dem 1708.2015 wird die Euro-
päische Erbrechtsverordnung gel-

ten, die regelt, welches Erbrecht

auf einen internationalen Erbfall

anzuwenden ist. Gerichte und an-

dere Organe der Rechtspflege in

den Staaten der EU (außer im Ver-

einigten Königreich, lrland und Dä-

nemark) werden dann nach dieser
Verordnung beurteilen, welches
nationale Recht zur Anwendung
kommt, wenn ein Erbfall einen Aus-

landsbezug hat.

Nach bisherigem deutschen
Recht unterliegt die Rechtsnach-

folge von Todes wegen dem Recht

des Staates, dem der Erblasser

zum Zeitpunkt seines Todes ange-

hörte. War der Erblasser Deutscher,

galt also bisher deutsches Erbrecht,

was sich nunmehr ändert. Ab dem

1708.201 5 unterliegt die gesamte

Rechtsnachfolge von Todes wegen
dem Recht des Staates, in dem der

Erblasser zum Zeitpunkt seinesTo-
des seinen letzten gewÖhnlichen
Aufenthalt hatte.

Den gewöhnlichen Aufenthalt
hat jemand dort, wo er sich unter
Umständen aufhält, die erkennen
lassen, dass er an diesem Ort oder
in diesem Gebiet nicht nur vorüber-
gehend verweilt. Dies wird anhand

der tatsächlichen Verhältnisse er-

mittelt; dabei wird festgestellt, wo
sich der Schwerpunkt der sozialen
Kontakte insbesondere in familiä-
rer und beruflicher Hinsicht befin-
det. Als nicht nur vorübergehend
gilt stets und von Beginn an ein
beabsichtigter zeitlich zusammen-
hängender Aufenthalt von mehr als

sechs Monaten Dauer.

Ausländische Regelungen zur
gesetzlichen Erbfolge können er-

heblich von den deutschen erb-
rechtlichen Regelungen abweichen,

z. B. hinsichtlich der Möglichkeit
der Errichtung eines gemeinschaft-

lichen Testaments oder im Pflicht-
teilsrecht.

Wer nach den genannten Kriteri-

en seinen gewöhnlichen Aufenthalt
im Ausland haben könnte, sollte
deshalb kurzfristig seine Nachlass-
planung überprüfen, nötigenfalls
hierzu fachlichen Rat einholen und

sich auch über neue Möglichkeiten
der Gestaltung informieren.

Kürzung der Verpflegungspauschale
bei Verpflegung im Flugzeug, Zug

oder Schiff
Zu den vom Arbeitgeber zurVeriügung
gestellten Mahlzeiten gehören auch

die z. B. im Flugzeug, im Zug oder auf

einem Schiff im Zusammenhang mit
der Beförderung unentgeltlich ange-

botenen Mahlzeiten, sofern die Rech-

nung für das Beförderungsticket auf

den Arbeitgeber ausgestellt ist und von

diesem dienst- oder arbeitsrechtlich
erstattet wird. Die Verpflegung muss

Sonstiges
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dabei nicht offen auf der Rechnung
ausgewiesen werden. Lediglich dann,
wenn z. B. anhand des gewählten Be-

förderungstarifs feststeht, dass es sich

um eine reine Beförderungsleistung
handelt, bei der keine Mahlzeiten un-
entgeltlich angeboten werden, liegt
keine Mahlzeitengestellung vor.

Das Bundesministerium der Finan-

zen hat jetzt klar gestellt, dass Chips,

Salzgebäck, Schokowaffeln, Müsliriegel

und ähnliche Knabbereien im Flugzeug,
Zug oder Schiff nicht die Kriterien einer
Mahlzeit erfüllen und deshalb nicht zu

einer Kürzung der Verpflegungspau-
schale führen.

Das Arbeitsgericht hielt die An-
derungskündigung für unwirksam. Der
gesetzliche Mindestlohn diene der
Vergütung der normalen Arbeitsleis-
tung des Arbeitnehmers. Leistungen,
die nicht diesem Zweck dienen - zum
Beispiel das zusätzliche Urlaubsentgelt
und die Jahressonderzahlung - dürfen
nicht auf den Mindestlohn angerechnet
werde. Etwas anderes galt für die als

Leistungszulage bezeichnete Zahlung,
die mangels anderer Anhaltspunkte
in diesem konkreten Fall wohl für die
Normalleistungen der Arbeitnehmerin
gewährt wurde und damit auf den Min-
destlohn anrechenbar war.

Die Ubernahme der Wohnungskosten
erfolgte jedoch nicht rechtzeitig durch

die Behörde, so dass Mietzahlungen
nicht geleistet wurden. Das Gericht
gab dem Vermieter Recht. Dem Ver-

zugseintritt steht nicht entgegen, dass

der Mieter, um die Miete entrichten zu

können, auf Sozialleistungen angewie-
sen war und diese Leistungen rechtzei-

tig beantragt hatte. Zwar kommt ein

Schuldner nur in Verzug, wenn er das

Ausbleiben der Leistungen zu vertre-
ten hat. Bei Geldschulden bef reien
jedoch wirtschaftliche Schwierigkei-
ten den Schuldner auch dann nicht
von den Folgen verspäteter Zahlung,
wenn sie auf unverschuldeter Ursa-
che beruhen. Vielmehr hat jedermann

nach dem Prinzip der einer Geldschuld
zugrunde liegenden unbeschränkten
Vermögenshaftung ohne Rücksicht auf
ein Verschulden für seine finanzielle
Leistungsfähigkeit einzustehen. Nach

Ansicht der Richter gilt der Grundsatz:
"Geld hat man zu haben'l
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Mindestlohn: Keine Anrechnung
von Urlaubsgeld und jährlicher

Sonderzahlung
Eine Anderungskündigung, mit der der

Arbeitgeber erreichen möchte, dass ein

zusätzlich gezahltes Urlaubsgeld und

eine jährliche Sonderzahlung auf den
gesetzlichen Mindestlohn angerechnet
werden, ist unwirksam. So entschied
jetzt das Arbeitsgericht Berlin im Fall

einer Arbeitnehmerin, die zuletzt f ür

6,44 € je Stunde beschäftigt war. Nach

Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns kündigte der Arbeitgeber das Ar-

beitsverhältnis aus betriebsbedingten
Gründen und bot die Fortsetzung zu ei-

nem Stundenlohn von 8,50 € bei Weg-
fall der bisher gezahlten Leistungszu-
lage, des zusätzlichen Urlaubsentgelts
und der Jahressonderzahlung an.

Entschädigungszahlung einer
G ebäudefeuerversicheru n g

als steuerbare Einnahme
Leistungen einer Gebäudefeuerversi-
cherung in Höhe der zuvor in Anspruch
genommenen Absetzung für außerge-
wöhnliche Abnutzung (AfaA) können
zu steuerpf lichtigen Einnahmen aus
Vermietung und Verpachtung führen.
Ein Veranlassungszusammenhang mit
den Einkünften aus Vermietung und
Verpachtung ist dann gegeben, wenn
im Schadensfall der Schaden ausge-
glichen wird, der als AfaA wirksam
geworden ist. Die Zahlung ist bei der
Person als Einnahme zu erfassen, bei

der sich der Aufwand (AfaA) steuerlich

ausgewirkt hat.
(Ouelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Fristlose Kündigung auch bei
unverschuldeter Geldnot des
Mieters zulässig
Der Vermieter einer Wohnung darf
seinem sozialhilfeberechtigten Mieter
auch dann kündigen, wenn das Sozial-

amt ohne dessen Verschulden die Mie-
te nicht gezahlt hat. Dies hat der Bun-

desgerichtshof entschieden.
Der Vermieter kündigte das Mietver-

hältnis wegen Zahlungsverzugs frist-
los, nachdem der Mieter die Miete für
mehrere Monate nicht gezahlt hane.
Der Mieter hatte allerdings rechtzeitig

einen Antrag auf Sozialhilfe gestellt.
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